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I . Sekzion.

Allgemeine Organisajions -, Rechts-, Dienst- und Repräsentajions-
Angelegensteiten.

Von den Agenden , welche in diese Sekzion einzureihen sind , muß vor

Allem die vom Gemeinderathe in Antrag gebrachte und mit Allerhöchster Ent¬

schließung Sr . k. k. apostol . Majestät vom 29 . Juni 1861 genehmigte Drga-

nißrung der Bezirksgemeinden nach den Bestimmungen der provisorischen Ge¬
meindeordnung für Wien vom 9 . März 1850 erwähnt werden.

Es wurden die Wahlen ausgeschrieben und zur genauen Bestimmung des

Wirkungskreises dieser Bezirksorgane ein eigenes Statut festgestellt . Hiebei wurde

die llntcrthcilung des Bezirkes Wieden wegen seiner großen Ausdehnung und der

so zahlreichen Bevölkerung desselben in zwei Bezirke beschlossen , und von der

hohen Statthalterei genehmigt . Diese Abtheilung erfolgte nach der Breite des

Bezirkes in der Art , daß der innere , gegen die Stadt gelegene Theil als

IV . Bezirk Wieden , der äußere als V . Bezirk Margarethen bezeichnet wurde.

Zugleich wurde bestimmt , daß für jeden dieser beiden Bezirke 15 Ausschüsse zu

wählen sind , während die Zahl der Ausschüsse für die übrigen Bezirke auf 18

festgesetzt ist . Zu bemerken kommt hier noch , daß vom Gemeinderathe ange-

orduet wurde , daß das Amt eines Bezirksausschusses und Bezirksvorstehers mit

jenem eines Gemeinderathes unvereinbar ist.

Die nothwendig gewordene Ausmittlung von Lokalitäten für die Vertre¬

tungskörper der acht Bezirke und für das Amtspersonale der Bezirksverwal¬

tungen , in welcher Beziehung namentlich auf die Einlösung der Häuser Nr . 502

und 503 auf der Wieden , dann Nr . 115 in Margarethen hingewiesen werden kann

— ferner die Beistellung der verschiedenen Kanzleierfordernisse zu diesem Zwecke,

und die Zuweisung von Beamten und Dienern haben einen namhaften Aufwand
von Zeit und Mühe erfordert.

Eine nothwendige Folge der Organisirung der Bezirksvertretungen war,

daß für die in den neuen Gemeindebezirken exponirten Konzeptsbcamten bei der

Zentralleitung ein Ersatz geschaffen werden mußte , weßhalb die Systemisirung

von acht neuen KonzcptssteUrn in der Art beschlossen wurde , daß auf jede der
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drei Kategorien der Sekretäre eine Stelle , zwei Untersuchungskommissärstellen

und eine Stelle für jede der drei Kategorien der Konzipisten entfiel.

Nachdem am 18 . Juni 1862 die feierliche Jnstallirnng der neu gewähl¬

ten Bezirksvorstände und Bezirksausschüsse stattgefunden hatten traten dieselben

in Wirksamkeit , und fand durch eigens hierzu gebildete Kommissionen die lleber-

gabe der Urkunde », Akten und Stiftungen von den früheren Gemeinden an

die neuen BezirkSvertretnngen statt . Der Beginn der Wirksamkeit der Bezirks¬

ausschüsse hatte auch die Aushebung des früher bestandenen Instituts der bürgert.

Dan - und Fkurrkommisfare zur Folge , und es gingen deren Funkzionen an die

Bezirksausschüsse über.

Die vom Gemeinderathe als nothwendig erkannte Einführung von Be¬

zirksausschüssen auch für die innere Stadt unterblieb , weil daö hohe Mini¬

sterium hierin eine Aendernng des provisorischen Wiener Gemeindcstatuts er¬

kannte und eine solche Aendernng nur im verfassungsmäßigen Wege stattfinden

könne . Doch wurde ein Ausweg dahin getroffen , daß sechs Gemeinderäthe der

inneren Stadt gewisse den Bezirksvertretnngen zngewiesene Funkzionen nach einer

denselben übergebenen Jnstrukzion übernahmen.

Die geschäftsordnnngsmäßige Eintheilnng des Gemcindcratheö in acht

Sekzionen zur Vorbereitung der Geschäfte für die Berichterstattung an den

Gemeinderath machte die Feststellung einer eigenen Geschäftsordnung für die

Sekzionen nothwendig , um hierdurch die Einzeichnung der GemcinderathSmit-

glieder in die Sekzionen zu regeln , die Geschäftsbehandlnnz der den Sekzionen

zngcwiescnen Aktenstücke zu ordnen und deren 'Wirkungölpciö in der Art zu

bestimmen , damit sie einzelne minder wichtige Geschäftsstücke unmittelbar er¬

ledigen können , ohne daß diese erst der Plenarversammlung zur Schlußfassnng

vorgelegt werden müssen.

Die geänderten staatlichen Verhältnisse ließen eine Revision des provi¬

sorischen Gcmrindestatuts der Stadt Wien vom 9 . März 1850 als wünschenö-

werth erscheinen und wurde mit dem Entwürfe eines neuen Gemeindcstatuts in

Gemäßheit der Grundzüge der Gemeindegesetzgcbnng eine ans nenn Mitgliedern

bestehende und aus der Mitte des GemeinderatheS gewählte Kommission betraut,

welche Kommission nachträglich noch um vier Mitglieder verstärkt wurde.



Die Wichtigkeit und der Umfang des Gegenstandes , wie nicht minder der

Umstand , daß sich verschiedene Anschauungen hiebei geltend machten , verhin¬

derten bisher , daß der Entwurf an das Plenum deS Gemcinderathes zur Be-
rathung gelangen konnte *) .

Eben so erschien es dem Gemeinderathe wünschenöwerth , eine Abänderung

der bestehenden LandeSordnung für Nicderbsterrcich in der Richtung zu erwirken,

daß die Zahl der Vertreter der Stadt Wien am niederöjkerrrichischen Landtage

entsprechend vermehrt werde ; denn bei dem Umstande , als an der gcsammtcn

direkten Stenerleistnng Niederösterreichs mehr als 50 Prozent auf die Haupt¬

stadt Wien entfallen , erscheint die Repräsentanz der Stadt Wien am Landtage

durch nur 12 Abgeordnete nicht entsprechend , und stellt sich die Vermehrung

der Anzahl der von Wien abzusendenden Vertreter ans mindestens 18 als

dringendes Bedürfnis ; dar . Es wurde deshalb eine Pctizion an den hohen nieder-

österreichischen Landtag vom Gemeinderathe überreicht , welche aber noch ihrer
Erledigung entgegen sieht.

Die Gemeinde als Patron mehrerer Kirchen Wiens fühlte sich durch die

Bestimmungen des Erzbisthums vom 2 . Juli 1860 , wodurch neue Verfügungen

über die Verwaltung des Gotteshaus - und Pfründenvcrmögens getroffen wurden

und wodurch die Psarrpatrone der wichtigsten ihnen bisher zngestandcncn Rechte

bezüglich der Verwaltung des kirchlichen Vermögens entkleidet werden , während

doch andererseits ihre Verpflichtungen im vollsten Maße aufrecht erhalten bleiben

sollen , in den ihr znstchendcn Rechten gekränkt und fand sich der Gemeiuderath

im Interesse der durch ihn vertretenen Kommune veranlaßt , die Hilfe des hohen

Hauses der Abgeordneten in Anspruch zu nehmen und im Wege einer Pctizion

die Aufmerksamkeit der hohen ReichSvertrctung auf eine entsprechende Vegelung

der Patronatsverhalliiisse im gesetzlichen Wege hinzuwirken . Ich bemerke jedoch,

daß auch die hohe Staatsregierung in der dicßjährigen Landtags - Session ein

Gesetz der Regelung der Patronatsverhältnisse zur Vorlage gebracht , welches

*) Der fertige Entwurf der Commission wurde bereits ausgegeben , doch liegen zwei

Gegenanträge vor , weshalb eine neuerliche Beralhung des Entwurfes in der Kommission mit

Rücksichtnahme ans diese Gegenanträge erforderlich ist.
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Gesetz der Kultus -Sekzion zugewiesen , und wahrscheinlich in der nächsten Land¬

tags -Session zur Schlußfassung gelangen wird.

Das der Gemeinde zustehende und auf dem der Stadt Wien von Kaiser

Ferdinand II . im Jahre 1623 verliehene Einstandsprivilegium fußende Recht

der Einheliung der Bürgerlalken -Nrluitionstaxe hat zu vielfachen Beschwerden

der dadurch Betroffenen , namentlich in neuester Zeit , Anlaß gegeben , und die

zahlreichen , von den Verpflichteten dagegen ergriffenen Rekurse nahmen einen

bedeutenden Aufwand von Zeit sowol von Seite des Gemeinderathes als auch

des Magistrates in Anspruch , da mit diesen Rekursen oft weitwendige Verhand¬

lungen und umfangreiche Erhebungen verbunden sind.

Wenn auch nicht verkannt werden kann , daß die Einhebung dieser Taxe

unter den gegenwärtigen Verhältnissen nicht mehr zeitgemäß erscheint , so kommt

andererseits zu berücksichtigen , daß sie alljährlich der Kommune ein nicht unbe¬

deutendes Erträgniß liefert , welches sich in den letzten Jahren ans circa

90 .000 fl . steigerte und daher eine gänzliche Auflassung dieser Taxe in dem

städtischen Budget einen bedeutenden Ausfall Hervorrufen würde , welcher in

anderer Weise jedenfalls wieder gedeckt werden müßte . Es wurde daher auch

vom Gemeinderathe sich wohl im Prinzipe für die Aushebung der Taxe aus¬

gesprochen , jedoch nur gegen dem , daß ein Aequivalent zur Deckung des hier¬

durch entstehenden Ausfalles in den Einnahmen der Kommune gewährt werde,

welches darin gefunden wurde , wenn eine Besihveränderungs - Gcbühr eingeführt

wird , welche die Kommune als selbstständige Taxe , und zwar mit einem Fünftel

der vom Staate erhobenen ordentlichen Gebühr bei allen Besitzveränderungen

innerhalb des Wiener Burgfliedens einheben würde.

Dieser Beschluß wurde dem hohen Landtage zur verfassungsmäßigen Be¬

handlung unterbreitet.

Nachdem man in manchen Geschäftszweigen des Magistrates eine Ver¬

einfachung in der Manipulation und eine thcilwcise schnellere Erledigung der

Gcschästsslücke wünschenswerth und auch ausführbar erachtete , wurde die Ein¬

setzung einer Kommission angeordnet , welche die geschäftliche Wirksamkeit des

Magistrates in allen Richtungen genau zu untersuchen , allfällige Gebrechen zu

erheben und sohin geeignete Vorschläge zu erstatten hat . Diese Kommission
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wurde derart zusammengesetzt , daß aus jeder der acht Gemeinderaths -Sekziouen

je drei Mitglieder gewählt wurden , welche nach der für diese Kommission fest¬

gestellten Geschäftsordnung die den Sekzionen entsprechenden Geschäftsabtheilnngen

des Magistrates einer genauen Revision zu unterziehen , sich sodann gegenseitig

zu verständigen und gemeinsam zu berathen haben . Wenn die Arbeiten dieser

Kommission , welche in ihren acht Subkommissionen fortwährend thätig war,

bisher noch nicht so weit gediehen sind , um mit den Vorschlägen vor das Ple¬

num des Gemeinderathcs zu treten , so mag dieß wohl hauptsächlich dem Um¬

fange und der großen Schwierigkeit der dieser Kommission gestellten Aufgabe,

so wie auch theilweise dem Umstande zuznschreiben sein , daß in Folge der bereits

zweimal stattgehabten Auslosung eines Drittheils des Gemeinderathes und durch

den Austritt einzelner Mitglieder Neuwahlen für diese Kommission erforder¬

lich und so die Berathungen verzögert wurden ; doch haben die meisten der Sub¬

kommissionen , so viel mir bekannt wurde , ihre Aufgabe vollendet und harren die¬

selben nur mehr der Schlußberathung sämmtlicher24 Mitglieder der Kommission.

Als die wichtigsten organisatorischen Verfügungen des Gemeinderathes

sind zu bezeichnen:

n) Die Errichtung eines eigenen statistischen Bureaus der Stadt Wien und

zwar vorläufig provisorisch auf ein Jahr , an dessen Spitze ein wissenschaftlich

gebildeter Fachmann mit einem Jahresgehalte von 1200 fl . als Amtsleiter

zu stellen ist ; nach der für das statistische Bureau festgestellten Jnstrnkzion

untersteht derselbe unmittelbar dem Bürgermeister und wurde ein vom Ple¬

num des Gemeinderathes für die Dauer eines Jahres gewähltes Konnte

von drei Mitgliedern dem Bürgermeister bei der Ueberwachung des stati¬

stischen Bureaus als Fachorgan zur Seite gestellt . Die Leitung dieses

Bureaus wurde dem Llell . Or . Glatter  übertragen und demselben die

erforderlichen Hülfskräfte beigegeben.

b ) Um den Bestand der städtischen Bibliothek gehörig zu regeln , und diese

auf einen der Kommune würdigen Standpunkt zu bringen , wurde sie unter

die Ueberwachung eines Gemeinderaths -Komite 's gestellt , und zu diesem Be¬

hufs das zur Ueberwachung des statistischen Bureaus bestellte Konnte um

zwei Mitglieder vermehrt , so daß dieses Fünfer -Komite die Angelegenheiten

der Bibliothek zu besorgen hat.
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e.) Die Vermehrung des Konzeptsstatns des Magistrates wurde bereits früher

bei Besprechung über die Einführung der Bezirksverwaltungen erwähnt und

kommt hier nur noch beizufügen , daß die Bezüge der Konzepts - Adjunkten als

Gehalte erklärt , und ihnen einstweilen bis nach der vorgenommenen Regu¬

lirung des Beamtenstatns das shstemmäßige Qnartiergeld angewiesen wurde.

6 ) Die Gehalte der Vrchnungsrathc der städtilchcn Buchhaltung wurden regu-

lirt . Nachdem nämlich diese derart sistemisirt waren , daß eine Stelle mit

1500 fl ., eine mit 1400 fl . und zwei mit 1200 fl . C . M . normirt waren,

hat der Gemeinderath beschlossen , daß künftig drei Kategorien mit je zwei

Rechnungsräthen und den Gehalten von 1575 fl ., 1470 fl . und 1365 fl.

ö. W . bestehen , und zugleich wurden die Gehalts - Kategorien der Bffizialc

der Buchhaltung derart sistemisirt , daß in jede der bestehenden Gehaltsstufen

gleichmäßig sechs Rechnungsoffiziale einzureihen sino.

o) Für das Marktkommistariat wurden zur Heranbildung geeigneter Markt¬

kommissäre zwei Praktikanten stellen mit einer monatlichen Remuneration kreirt.

b) Für das Stadtbauamt wurde bei dem großen Geschästöandrange , für welchen

die dermaligen Arbeitskräfte nicht mehr anSreichen , genehmiget , daß ohne

einer künftigen Regulirung dieses Amtes vorzugrcifcn , einstweilen vier Aus¬

hilfs - Ingenieure gegen Taggeld ausgenommen werden.

L) Im Stande der Amtsdiener ist die Nothwendigkeit eiugetreten , die Stellen

derselben provisorisch um sechs zu vermehren , nachdem über Anordnung deö

Gemeinderatheö die am Nathhanse in Verwendung befindlichen Individuen

der Zentral - Löschanstalt zur Dienstleistung ohne Verzug einrückcn mußten,

und ein Ersatz für dieselben bei dem magistratischen Zustellnngsgeschäste

unbedingt nothwendig erschien.

5 ) Bei der Taxabthcitung des Mcrkammernmtcs sind die in Erledigung ge¬

kommenen definitiven und provisorischen TaxkommissärSstcllen mit Individuen

aus dem Dienerstande provisorisch wieder besetzt worden . Sowol im Kon-

zeptsstatuö als auch in den übrigen Aemtern sind einzelne Diensteöstellcn

in Erledigung gekommen , und wieder zur Besetzung gelangt.

In der Praxis werden auch jene Agenden als zur ersten Schien des Ge-

meinderathes gehörig betrachtet , welche in der Regel dieser Setzion zur Bear-
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beitung zugetheilt werden , ohne daß dieselben in der Geschäftseintheilung aus¬

drücklich dieser oder einer anderen Abtheilung zugewiesen sind . In diese Agenden

gehören die Arbeiten hinsichtlich des Fagcrbuches , welches sämmtliche Rechte und

Verbindlichkeiten der Kommune aktenmäßig und übersichtlich darstellt und mit

Ablauf des Jahres 1862 bereits 195 vollendete Operate zählt . An der Been¬

digung desselben wird , nachdem zu diesem Zwecke dem betreffenden Referenten

ein eigener Konzeptsbeamter zugetheilt worden ist, unausgesetzt fortgearbeitet.

Die Auszeichnung mit Verleihung der Salvator - Medaille geschah im Jahre

1861 an fünf Personen , im Jahre 1862 dagegen hat dieselbe in eilf Fällen

stattgefunden . Diese im Vergleiche mit den Vorjahren namhaft größere Anzahl

von derlei Auszeichnungsfällen ist daraus erklärbar , weil die Aktivirung der Be¬

zirksgemeinden vielfach Anlaß gegeben hat , den von den früheren Gemeinde-

Ehrenämtern Zurückgetretenen ein Zeichen der Anerkennung zu gewähren.

In Wahlangelegcnheiten kommt zu bemerken , daß sowol bei der Neu-

konstituirung der Gemeinde - Vertretung als auch bei den vorzunehmenden Er¬

gänzungswahlen für den Gemeinderath , welche durch die stattgehabte Auslosung

von ein Drittheil der Gemeinderäthe im Jahre 1862 nothwendig wurden , end¬

lich auch aus Anlaß der Aktivirung der Bezirksausschüsse jede Gelegenheit be¬

nützt worden ist, um die in der provisorischen Gemeindeordnnng ausgesprochenen

Bestimmungen in ihrer Anwendung aus die Praxis zu präzisiren , und ist zugleich

dafür gesorgt worden , daß durch einen neu angelegten Kataster über die Wahl¬

berechtigten eine sichere materielle Grundlage für die Ausführung des Wahl¬

geschäftes ' gewonnen werde . In dieser Beziehung kommt noch zu bemerken,

daß der Grundsatz ausgesprochen wurde : öffentliche Gesellschafter sollen daun

wahlberechtigt sein , wenn die Summe der Steuern , dividirt durch die An¬

zahl der Gesellschafter , so groß ist, daß für den einzelnen die Wahlberechtigung

rcsnltirt.

Das Vercinswcsen betreffend , sind im Laufe der verflossenen Jahre meh¬

rere gutächtliche Aeußerungen vom Magistrate geliefert worden , unter welchen

besonders hervorzuheben sind : das Gutachten über den Thicrgartcnverein , einen

Spar - , Credit - und Untcrstützungsvcrcin für Gewerbsleute in Gumpendorf und

den Krankenvercin der Arbeiter in den Fabriken der Wicn - Gloggnitzer Eisen-

bahngesellschaft ; ferner über die Errichtung eines Vorschuß - und Lreditvercines
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für Gewerbsleute nach Schulze - Dclilsclsschrn , Priiyipc , über den Bürgervercin

in der Leopoldstadt und endlich die Besteuerungs - Erhebungen rucksichtlich des

Kronstüdter Bergbau - und Hüttcnvereines , dann der Versicherungsgesellschaft
„österreichischer Grcsham ."

Nicht unerwähnt dürste hier auch gelassen werden , daß der Gemeinderath

an verschiedenen festlichen Anlassen sich wesentlich betheiligt hat , und ich glaube

hier vor Allem auf die am 26 . Februar 1862  stattgehabte Versassungsseicr

Hinweisen zu sollen , bei welcher der Gemeiuderath seine patriotische Gesinnung

dadurch bethätigt hat , daß durch Absendung einer Deputation an Se . Majestät

den Kaiser Allerhöchst demselben erneuert der ehrerbietigste Dank für die dem

Reiche ertheilte Verfassung ausgedrückt wurde . Zugleich hat der Gemeinderath

durch Absenduug einer Deputation an Se . Epzeüenz den Herrn Staatsminister,

sowie durch Verleihung des Ehrenbürgerrechtes der Stadt Wien an die Herren

Präsidenten der beiden Häuser des hohen Reichsrathes das rege Interesse

ausgedrückt , mit welchem der Gemeinderath dem weiteren Ausbaue und der

Befestigung der Verfassung entgcgensieht . Ein an diesem Tage abgehaltenes

feierliches Hochamt in der St . Stephanskirche , eine Festvorstellnng iin Hof¬

operntheater und Freitheater in den übrigen Vorstadt -Schauspielhäusern dienten

dazu , um auch die Bevölkerung an der Feier dieses Tages Antheil nehmen
zu lassen.

Nicht minder bethätigte der Gemeinderath seme loyale Gesinnung und

treue Ergebenheit an das Allerhöchste Kaiserhaus bei Gelegenheit der , alle

Völler Oesterreichs beglückenden Rückkehr Ihrer Majestät unserer Erlauchten

Kaiserin im August v. I . , indem er , um seine Freude über die Genesung

Ihrer Majestät zu bezeigen , einen festlichen Fackelzug nach dem Lustschlosse

Schönbrunn veranstaltete , an welchem alle Korporationen , Gesellschaften und

Genossenschaften sich freudigst betheiligten.

Ferner kommt noch zu bemerken die Frier des dritten deutschen Iuristen-

tages in Wien , zu dessen Begrüßung ein der Kommune Wien würdiges Fest

in den der Gemeinde gehörigen Lokalitäten des Sperl in der Leopoldstadt vom
Gemeinderathe veranstaltet wurde.
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